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Ich eröffne die Beratung und erteile für die antragstellende Fraktion der der SPD Frau Stotz 
das Wort.  

Marlies Stotz (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Auf die heutige Debatte habe ich mich gefreut, weil ich mir sicher bin, dass wir heute - an-
ders als im vergangenen Jahr - mit der Verabschiedung des gemeinsamen Antrags der 
Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion der CDU zur In-
klusion einen großen Schritt hin zu mehr Gerechtigkeit in unserem Bildungssystem tun 
werden.  

Sie alle wissen, dass wir uns in diesem Hause in der Vergangenheit schwergetan haben, 
diesen längst überfälligen Schritt gemeinsam anzugehen. Umso erfreulicher ist es, dass 
wir es heute fast mit allen Fraktionen gemeinsam schaffen, uns auf den Weg zu machen, 
die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, die bereits seit 
dem Frühjahr 2009 auch für die Bundesrepublik völkerrechtlich verbindlich ist, nun endlich 
umzusetzen.  

Insbesondere die große Gemeinsamkeit hier im Hause möchte ich ausdrücklich betonen. 
Das ist ein gutes Signal in das Land, und es ist ein guter Tag für die Schülerinnen und 
Schüler mit Behinderungen bzw. mit Entwicklungsstörungen. Denn mit der Beschlussfas-
sung heute geben wir das Startzeichen dafür, dass wir in Nordrhein-Westfalen nun Schritt 
für Schritt die Voraussetzungen dafür schaffen werden, den Rechtsanspruch auf sonderpä-
dagogische Förderung in den Regelschulen umzusetzen. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Es ist ebenfalls ein guter Tag für Eltern von Kindern mit Behinderungen. Denn viele von 
ihnen wünschen sich seit Langem, dass ihren Kindern die gleichen Rechte zugestanden 
werden wie allen anderen Kindern. Sie wollen für ihre Kinder die volle Teilhabe am Unter-
richt in der allgemeinen Schule und setzen sich seit Jahrzehnten dafür ein. Den Wunsch vie-
ler Eltern, ihr Kind wohnortnah und vor allem integrativ in einer allgemeinbildenden Schule 
unterrichten zu lassen, dürfen wir nicht länger ignorieren. Damit muss Schluss sein. Wir wol-
len Eltern in ihrem Bemühen aktiv unterstützen. Wir wollen ihnen bei der Förderung ihres 
behinderten Kindes ein vertrauensvoller und vor allem verlässlicher Partner sein.  

Das bedeutet für uns aber auch - um das klar zu sagen -, dass wir natürlich auch die Eltern 
respektieren, die weiterhin eine Förderschule für ihr Kind bevorzugen.  

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

Die UN-Konvention ist für unsere Fraktion Anlass und Auftrag zugleich, eine grundlegende 
Neuorientierung in der Bildungspolitik einzuläuten. Wir wollen die sonderpädagogische För-
derung als unterstützendes System in einer Schule für alle Kinder generell implementieren. 
Wir wollen alles daransetzen, die individuelle Förderung, die jedes Kind mit seinen Stärken 
und Schwächen annimmt, auch tatsächlich in den Schulen unseres Landes Realität werden 
lassen.  

langec
Rechteck



Landtag  01.12.2010 
Nordrhein-Westfalen 28 Vorläufiges Plenarprotokoll 15/16 

Von der Rednerin/vom Redner nicht autorisiert - Nur zur Vorabinformation bestimmt 

N i c h t   z i t i e r f ä h i g ! 

Dabei sind wir uns völlig bewusst, dass wir trotz der langen und intensiven Diskussion zu 
diesem Thema hier im Hause noch ganz am Anfang des Weges stehen und noch viele Hür-
den überwunden werden müssen.  

Schließlich schreibt die UN-Konvention vor, dass mindestens 80 bis 90 % aller Kinder mit 
Behinderungen integrativ beschult werden sollen. Derzeit erreichen wir nach einer erst in 
dieser Woche veröffentlichten Studie der Bertelsmann-Stiftung unter Leitung des renom-
mierten Bildungsforschers Klaus Klemm im Bundesschnitt gerade mal eine Quote von 15 %, 
und in Nordrhein-Westfalen liegen wir mit einer Quote von unter 10 % ziemlich am Ende.  

Diese große Kluft zwischen Anspruch und Realität verdeutlicht die enorme Herausforde-
rung, vor der wir stehen. Wir sind uns bewusst, dass neben den notwendigen Ressourcen 
auch viel Kraft und vor allem auch Zeit aufgebracht werden müssen. Wir brauchen Kraft und 
Zeit, um die räumlichen Barrieren wegzuschaffen. Wir brauchen aber vermutlich noch mehr 
Zeit, um die Barrieren in den Köpfen ebenfalls wegzuschaffen, die Barrieren in den Köpfen 
derjenigen, die sich heute noch nichts unter einem inklusiven Bildungssystem vorstellen 
können und diesem Thema mit großer Skepsis begegnen. Wir müssen alle Beteiligten auf 
diesem Weg mitnehmen.  

(Beifall von der SPD) 

Wir müssen besonders die allgemeinen Schulen in den Blick nehmen. Wir müssen die Be-
fürchtungen der Pädagogen in den allgemeinen Schulen ernst nehmen. Wir dürfen sie nicht 
mit der Umsetzung alleine lassen und sie vor allem nicht von heute auf morgen ins kalte 
Wasser werfen, ohne ihnen genügend Zeit und Raum für Fortbildung zu geben. Denn sie 
sind es, die die schulische Integration in erster Linie zu leisten haben. Nur mit deren Zu-
stimmung und deren Bereitschaft werden wir in der Lage sein, in absehbarer Zeit die inklu-
sive Schule zu bekommen – eine Schule, in der alle Kinder dazugehören, egal, ob sie be-
hindert sind oder nicht.  

Die Bereitschaft der Pädagogen, sich darauf einzulassen, hängt entscheidend davon ab, 
wie wir sie bei dieser neuen Aufgabe unterstützen.  

Deshalb legen wir großen Wert auf die geplante Fortbildungsoffensive, mit der die Lehrerin-
nen und Lehrer an den Regelschulen das notwendige Rüstzeug bekommen sollen, Kinder 
mit unterschiedlichsten Lernvoraussetzungen gemeinsam zu unterrichten. Die Sonderpäda-
gogen mit ihrer hohen fachlichen Kompetenz müssen die Lehrerinnen und Lehrer in den all-
gemeinen Schulen dabei begleiten und unterstützen.  

Am Ende dieses Prozesses müssen unsere Schulen in der Lage sein, jedes Kind so anzu-
nehmen, wie es ist, und es angemessen zu fördern und zu unterrichten, und zwar unabhän-
gig von dessen Beeinträchtigung. Dies wird ein Gewinn – da bin ich mir sicher – für jedes 
Kind sein, egal, ob es in seiner Entwicklung beeinträchtigt ist, eine Behinderung hat oder 
nicht. 

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und von der LINKEN) 

Auch die Schulträger, sprich: die Städte und Gemeinden in unserem Land, müssen wir bei 
diesem Prozess mitnehmen. Nur mit ihnen zusammen können wir die Voraussetzungen da-
für schaffen, den gemeinsamen Unterricht und die integrativen Lerngruppen massiv auszu-
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weiten. Wir wissen: Auf die Kommunen kommt hier ebenfalls eine gewaltige Aufgabe zu. 
Aus den entsprechenden Anhörungen wissen wir aber auch, dass die Kommunen bereit 
sind, diese Herausforderung anzunehmen. Denn auch die Schulträger wissen längst, dass 
der Druck der Eltern, die für ihre Kinder den gemeinsamen Unterricht wollen, zunehmend 
vor den Rathäusern abgeladen wird. Die Kommunen erwarten – das ist für mich als Kom-
munalpolitikerin völlig nachvollziehbar – bei dieser Mammutaufgabe Unterstützung vom 
Land.  

Wir können diesen Paradigmenwechsel nur gemeinsam und partnerschaftlich bewältigen - 
das ist uns klar -, und dem wollen wir uns auch stellen.  

Zum Schluss noch kurz zu den Anträgen von FDP und Linken. Sie, meine verehrten Kolle-
gen von der FDP, haben in diesem Haus die Einigung lange blockiert. Das muss auch ge-
sagt werden. Sie konnten sich auch in dieser Wahlperiode nicht durchringen, mit uns einen 
gemeinsamen Antrag auf den Weg zu bringen. Das finde ich schade. Allerdings hat sich die 
FDP in dieser Frage bewegt.  

Sie, meine Damen und Herren von der Linken, verhalten sich im Grunde fast schon wie ihr 
eigenes Klischee. Egal was wir tun, selbst wenn Sie die Meinung, die wir vertreten, mitver-
treten: Entweder ist es nicht genug oder es geht Ihnen nicht schnell genug.  

(Gunhild Böth [LINKE]: Bitte?) 

Das ist auf Dauer keine seriöse Politik in diesem Land. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau Kollegin Stotz. 

Bevor ich Frau Beer das Wort erteile, bin ich gebeten worden, noch einmal deutlich zu 
machen - weil das für die Kolleginnen und Kollegen, die nicht dem Fachausschuss ange-
hören, nicht ganz so klar sein dürfte -, dass durch die Beratungen im Fachausschuss und 
das Abstimmungsverhalten im Fachausschuss, das sich in der Beschlussempfehlung wie-
derfindet, der ursprüngliche Antrag von SPD und Bündnis 90/Die Grünen ein gemeinsa-
mer Antrag von CDU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen geworden ist. - Das wird formal 
am Ende der Abstimmung, wenn wir über die Beschlussempfehlung abgestimmt haben, so 
ausgewiesen werden und im Protokoll nachzulesen sein. Zur Klarstellung habe ich das 
aber gerne noch einmal deutlich gemacht. 

Jetzt hat Frau Kollegin Beer für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herzlichen Dank für diese Erläute-
rungen und die Klarstellung, dass wir hier jetzt einen breit getragenen Antrag haben, der 
das aufnimmt, was wir in der letzten Legislaturperiode schon fast gemeinsam geschafft 
hätten. Schon damals, im Dezember 2009 - vor fast einem Jahr -, hatten sich Grüne, SPD 
und CDU auf einen Antrag verständigt. Dann war aber große Enttäuschung auch im Land 
NRW zu vernehmen, dass es nicht gelungen ist, im Plenum zu einem gemeinsamen Be-
schluss zu kommen - weil sich eine Partei, die FDP, komplett quergestellt hat.  
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